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Antrag

Fraktion der SPD Hannover, den 18.03.2014
Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Die finanziellen Risiken der Atomkraft dirfen nicht auf die Allgemeinheit abgewalzt werden -
Vorsorgeleistungen fur Atomkraft reformieren

Der Landtag wolle beschlieRen:
EntschlieBung

Der Landtag stellt fest:

Die Betreiber deutscher Atomkraftwerke (AKW) sind gemafR dem Verursacherprinzip verpflichtet,
finanzielle Vorsorge fur Atomunfélle, die Entsorgung des Atommills und den Rickbau der Anlagen
zu treffen. Diese Vorsorgeleistungen sind jedoch unzureichend. Fur die Entsorgung radioaktiver
Abfalle sowie fir Stilllegung und Riickbau der Atomkraftwerke bilden die Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) Rickstellungen. Diese Rickstellungen werden bislang von den AKW-Betreibern
verwaltet. Dabei muss gewahrleistet werden, dass die Finanzmittel zum entsprechenden Zeitpunkt
in erforderlichem Umfang zur Verfugung stehen. Die Gesamtsumme der Ruckstellungen betrug
Ende 2011 ca. 33 Milliarden Euro. Diese Ruckstellungen sind jedoch nicht vor Krisen oder einer In-
solvenz des Betreibers geschitzt.

Die Atomkatastrophen von Tschernobyl (1986) und Fukushima (2011) haben zudem einmal mehr
deutlich gemacht, dass auch die finanzielle Leistungsfahigkeit groRer Energiekonzerne schnell an
Grenzen stoRt. Ein Unfall hat schwerwiegende Folgen fur Mensch und Umwelt und kann ganze
Landstriche unbewohnbar machen. Dabei kénnen Schadenssummen in Billionenhthe verursacht
werden. Die Betreiberfirma Tepco des AKWs Fukushima musste zwei Monate nach dem GAU In-
solvenz anmelden.

Auch deutsche Atomkraftwerke sind nur unzureichend gegen einen GAU versichert. Die Deckungs-
vorsorge der AKW-Betreiber deckt im Rahmen eines Haftungsrings der EVUs nur 2,5 Milliarden Eu-
ro ab. Ein schwerer Atomunfall kénnte in Deutschland allerdings langfristig Kosten von bis zu
5 000 Milliarden Euro verursachen. Die entstandenen Schaden musste demnach die o6ffentliche
Hand tragen.

Der Landtag fordert die Landesregierung auf,

1. sich im Bundesrat daflr einzusetzen, die Ruckstellungen der AKW-Betreiber fir die atom-
rechtlich gebotenen Entsorgungsschritte (Stilllegung und Abbau von Kernkraftwerken, Brenn-
elemententsorgung, Entsorgung radioaktiver Betriebsabfélle) in einen offentlich-rechtlichen
Fonds zu tberfiihren.

2. fur mehr Transparenz bei den Rickstellungen einzutreten und fir die niedersachsischen
Atomkraftwerke offenzulegen, welcher Finanzbedarf Uber welchen Zeitraum fir Stilllegung,
Ruckbau und Entsorgung von Brennmaterial erwartet wird.

3. im Bundesrat darauf hinzuwirken, die Haftungsregeln fir Stérfalle zu verscharfen und die Haf-
tungssummen fur mogliche Katastrophenfolgen an die Hohe der potenziellen Schadenssum-
me anzupassen.

4. sich auf Bundesebene fir eine Verlangerung der Geltung der Kernbrennstoffsteuer tiber das
Jahr 2016 hinaus einzusetzen.
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Begriindung

Die derzeitige Praxis der Riickstellungen birgt grundlegende Risiken. Aufgrund der Steuerbefreiung
fur die Ruckstellungen sind dem Land Niedersachsen und seinen Kommunen in den letzten Jahren
rund 720 Millionen Euro Korperschaft- und Gewerbesteuer entgangen. Da die EVU die Ricklagen
eigenstandig verwalten, dienen sie als giinstige Finanzierungsquelle fir Investitionen oder die Er-
schlielBung neuer Geschéftsfelder. Dies stellt einen bedeutsamen Wettbewerbsvorteil gegentber
kleineren Stadtwerken und Anbietern erneuerbarer Energien dar und die Riickstellungen wirken so
als versteckte Subventionierung der Atomkonzerne. Solange die Rickstellungen von den Energie-
versorgungsunternehmen selbst verwaltet werden, besteht zudem keine Absicherung gegen das
Insolvenzrisiko der EVU. Eine sachgerechte Priifung der Hohe der Rickstellungen ist bislang un-
moglich, da die AKW-Betreiber nicht offenlegen missen, welche Kosten sie fur die Zukunft erwar-
ten. Daher kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass die Rickstellungen zu niedrig angesetzt
werden. Das hat der Bundesrechnungshof in seinen ,Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirt-
schaftsflihrung des Bundes - Weitere Priifungsergebnisse” vom 12. April 2011 festgestellt.

Die Uberfiinrung der Riickstellungen in einen offentlich-rechtlichen Fonds stellt sicher, dass Mittel
im Bedarfsfall in ausreichender H6he unverziglich zur Verfiigung stehen In der Schweiz wird dies
bereits so praktiziert (,Verordnung tber den Stilllegungsfonds und den Entsorgungsfonds fur Kern-
anlagen SEFV" vom 7. Dezember 2007).

Das Atomgesetz (AtG) verpflichtet die AKW-Betreiber lediglich, fiir eine Schadenssumme bis
2,5 Milliarden Euro eine Deckungsvorsorge zu treffen. Jeder deutsche AKW-Betreiber hat eine
Haftpflichtversicherung tber 250 Millionen Euro abgeschlossen. Im Falle eines Atomunfalls haftet
der Betreiber mit seinem gesamten Vermdgen. Kann der Betreiber die entstehenden Kosten nicht
alleine decken, haften die anderen Betreiber mit bis zu 2,25 Milliarden Euro. Diese zusétzliche De-
ckung haben die EVU uber eine gegenseitige Haftungserklarung abgesichert.

Die Kosten eines GAU Ubersteigen die finanziellen Mdglichkeiten eines Privatunternehmens. Denn
diese Kosten wiirden einen AKW-Betreiber in die Insolvenz treiben. Fukushima hat eindrucksvoll
bewiesen, dass letztlich der GroRteil der Kosten von der Allgemeinheit und damit von der 6ffentli-
chen Hand getragen wird. Es ist also unvermeidbar, dass der Staat im Schadensfall Kosten und
Pflichten zur Schadensbegrenzung und Unfallnachsorge Ubernimmt. Es muss jedoch sichergestellt
werden, dass die AKW-Betreiber einen angemessenen Beitrag zur Schadensvorsorge leisten.

Der Vergleich mit anderen Unternehmen in Niedersachsen zeigt: Die Betreiber der Atomkraftwerke
Grohnde, Emsland und Unterweser zahlen bislang im Verhaltnis zu ihrem Betriebsrisiko nur gerin-
ge Haftpflichtbeitrage. Zudem steigt mit dem Alter der Atomreaktoren das Stérfallrisiko. Um dem
Sorge zu tragen, missen die Versicherungssummen erhdht werden.

Die Betreiber von Atomkraftwerken profitieren von einer intransparenten Rickstellungspraxis und
unzureichenden Haftungspflichten. Im Jahr 2016 soll nun die Brennelementsteuer auslaufen. Diese
Vorzugsbehandlung der Atomindustrie verschleiert die wahren Kosten der Atomenergie. Die finan-
zielle Haftung fir Storfalle und die Atommullentsorgung wird so auf die Allgemeinheit, den Staat,
abgewalzt. Das Atommilldesaster in der Asse macht dies mehr als deutlich. Hinzu kommt, dass
Verpflichtungen der EVU in Bezug auf die sichere Entsorgung fir einen noch unabsehbaren Zeit-
raum in die Zukunft bestehen.

Fur die Fraktion der SPD Fur die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
Johanne Modder Anja Piel
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzende

(Ausgegeben am 19.03.2014)



	Drucksache 17/1334
	Antrag
	Fraktion der SPD, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	Die finanziellen Risiken der Atomkraft dürfen nicht auf die Allgemeinheit abgewälzt werden - Vorsorgeleistungen für Atomkraft reformieren
	Entschließung
	Begründung

